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Quo vadis Berufsrecht? Bedroht die EU-Dienstleistungsfreiheit das Berufsrecht? Die Europaabgeordnete Anna Cavazzini

(Die Grünen) wurde zur neuen Vorsitzenden des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz im EU-Parlament

gewählt. Sie hat sich als Schattenberichterstatterin im bisherigen Verlauf der Verhandlungen des derzeit im EU-Parla-

ment diskutierten Initiativberichts zur Zukunft des Dienstleistungsverkehrs in Europa als Verfechterin eines Berufsrechts

ausgewiesen, das auf Grundlage von Qualität, Compliance und Verbraucherschutz fußt. Sie debattierte online mit Ver-

tretern der German Tax Advisers, der Brüsseler Kooperation zwischen dem Deutschen Steuerberaterverband (DStV) und

der Bundessteuerberaterkammer (BStBK), wegen der COVID-19-Pandemie über die Zukunft des Berufsrechts der bera-

tenden und prüfenden Berufe in Europa. Sie berichtete von heftigen Diskussionen über die Frage der Liberalisierung

von Dienstleistungen des öffentlichen Interesses im EU-Binnenmarkt, die derzeit im EU-Parlament geführt werden. Der

Binnenmarktausschuss sei in dieser Frage tief gespalten. Sie kündigte an, den Druck auf die Deregulierungsbefürworter

rund um den dänischen Berichterstatter MdEP Morten Løkkegaard zu erhöhen, die im Initiativbericht noch immer auf

einem positiven Bezug zum Dienstleistungspaket beharrten und zudem eine Öffnung der Dienstleistungsrichtlinie

durchsetzen wollten. Es scheint, als haben die German Tax Advisers eine wichtige Verbündete im Kampf für das Berufsrecht

gefunden.

Entscheidungen
EuGH: Erstattung der MwSt an Steuerpflich-

tige, die nicht in dem Mitgliedstaat, in dem

sie die Gegenstände und Dienstleistungen

erwerben oder mit der MwSt belastete Ge-

genstände einführen, ansässig sind

Die Bundesrepublik Deutschland hat unter

Verstoß gegen den Grundsatz der Neutralität

der Mehrwertsteuer und die praktische Wirk-

samkeit des Anspruchs der nicht im Mitglied-

staat der Erstattung ansässigen Steuerpflichti-

gen auf Erstattung der Mehrwertsteuer da-

durch gegen ihre Verpflichtungen aus den

Art. 170 und 171 der Richtlinie 2006/112/EG

des Rates vom 28. November 2006 über das

gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der

durch die Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom

12. Februar 2008 geänderten Fassung sowie

aus Art. 5 der Richtlinie 2008/9/EG des Rates

vom 12. Februar 2008 zur Regelung der Er-

stattung der Mehrwertsteuer gemäß der

Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitglied-

staat der Erstattung, sondern in einem ande-

ren Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige

verstoßen, dass sie die Anträge auf Erstattung

der Mehrwertsteuer abgelehnt hat, die vor

dem 30. September des auf den Erstattungs-

zeitraum folgenden Kalenderjahrs gestellt wur-

den, denen aber nicht die Kopien der Rech-

nungen oder der Einfuhrdokumente, die ge-

mäß Art. 10 der Richtlinie 2008/9 von den

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats der Er-

stattung verlangt werden, beigefügt sind,

ohne die Antragsteller zuvor aufzufordern, ihre

Anträge durch die – erforderlichenfalls nach

diesem Zeitpunkt erfolgende – Vorlage dieser

Kopien zu ergänzen oder sachdienliche Infor-

mationen vorzulegen, die die Bearbeitung die-

ser Anträge ermöglichen.

EuGH, Urteil vom 18.11.2020 – C-371/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2709-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Bestimmung des Werts eines Anteils

an einer Personengesellschaft für Zwecke

der Erbschaftsteuer

1. § 97 Abs. 1a BewG enthält Vorgaben zur Er-

mittlung des gemeinen Werts eines Anteils am

Betriebsvermögen einer Personengesellschaft

durch Aufteilung des gemeinen Werts des der

Personengesellschaft gehörenden Betriebsver-

mögens.

2. Die Vorgaben des in § 97 Abs. 1a BewG ent-

haltenen Aufteilungsschemas sind auch dann zu

beachten, wenn im Einzelfall der danach ermit-

telte Wert des Anteils von dem gemeinen Wert

abweicht.

3. Der Steuerpflichtige kann einen niedrigeren

gemeinen Wert des Anteils durch einen zeitna-

hen Verkauf oder ein Gutachten eines öffentlich

bestellten und vereidigten Sachverständigen

nachweisen. In einem solchen Fall ist eine Auf-

teilung nach § 97 Abs. 1a BewG nicht vorzuneh-

men.

BFH, Urteil vom 17.6.2020 – II R 43/17
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2709-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Keine Begünstigung nach § 35a Abs. 2

EStG für die Reinigung einer öffentlichen

Straße (Fahrbahn) – Keine Begünstigung

nach § 35a Abs. 3 EStG für in der Werkstatt

des Handwerkers erbrachte Arbeiten

1. Die Reinigung der Fahrbahn einer öffentlichen

Straße ist – anders als die Reinigung des öffentli-

chen Gehwegs vor dem Haus – nicht als haus-

haltsnahe Dienstleistung nach § 35a Abs. 2 EStG

begünstigt.

2. Soweit Arbeiten in der Werkstatt eines Hand-

werkers erbracht werden, sind die darauf entfal-

lenden Lohnkosten nicht nach § 35a Abs. 3 EStG

begünstigt.

BFH, Urteil vom 13.5.2020 – VI R 4/18
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2709-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Antrag auf Stromsteuerentlastung bei

Verschmelzung

1. NV: Im Falle der Umwandlung durch Ver-

schmelzung nach § 2 Nr. 1 UmwG kann der

übernehmende Rechtsträger als Rechtsnachfol-

ger des übertragenden Rechtsträgers für diesen

die Entlastung von der Stromsteuer nach § 9b

StromStG beantragen. Die Rechtsnachfolge ist

im Entlastungsantrag offenzulegen.

2. NV: Der Antragsteller hat in seinem Entlas-

tungsantrag alle für die Bemessung der Steu-

erentlastung erforderlichen Angaben zu ma-

chen.

BFH, Urteil vom 7.7.2020 – VII R 6/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-2709-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Gehörsverstoß durch Nichtbeachtung

von rechtlichem Vorbringen eines Beteilig-

ten

1. NV: Der Anspruch auf Gewährung rechtli-

chen Gehörs in Gestalt der sogenannten Be-

achtungspflicht ist verletzt, wenn das FG Äu-

ßerungen eines Verfahrensbeteiligten zu ent-

scheidungserheblichen – auch rechtlichen –

Fragen nicht zur Kenntnis nimmt bzw. bei sei-

ner Entscheidung ersichtlich nicht in Erwä-

gung zieht.

2. NV: Dies ist der Fall, wenn der Kläger in einem

neuen Klageverfahren gegen einen Änderungs-

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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